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Analyse & Debatte

Seit Donald Trump im Weissen Haus sitzt, rufen 
ihm Amerikas Rapper ein lautes «Fuck you» zu. 
Bei allen Rivalitäten, bei allen Animositäten 
untereinander: Die Wut auf den US-Präsidenten, 
der immer wieder mit rassistischen Aussagen 
auffällt, verbindet die Hip-Hop-Szene.

Doch jetzt stört einer der Grossen die 
Harmonie: Kanye West, 40 Jahre alt, aufgewach-
sen in Chicago, 33 Millionen verkaufte Alben. 
Nach einem Jahr Twitter-Pause meldete sich West 
am Mittwoch mit einer Serie von Tweets zurück, 
in denen er seine Liebe für Trump verkündete. 
Er sei nicht in allem mit ihm einverstanden, aber: 
«Er ist mein Bruder. Wir sind beide Drachenener-
gie.» Dann teilte er ein Foto, das ihn mit roter 
Trump-Mütze zeigt. Und der Präsident bedankte 
sich umgehend: «Thank you Kanye, very cool!»

Nun ist es West, dem ein «Fuck you» entgegen-
dröhnt. Aus seiner Fangemeinde. Aus den 
Medien. Und aus den Reihen der schwarzen 
Künstler. Drake, Kendrick Lamar, Janelle Monáe, 
Rihanna: Ein Musiker nach dem anderen ist West 
auf Twitter entfolgt. Viele Anhänger fragen sich, 
ob sein Ausbruch mit seinem Gesundheitszu-
stand zusammenhänge, um den es angeblich 
nicht sehr gut steht. Und alle erinnern sich 
daran, dass West, Sohn eines Bürgerrechtlers 
und einer Englischprofessorin, einst schimpfte: 
«George W. Bush sind die Schwarzen egal.»

Dafür findet sich der Rapper plötzlich 
umgeben von neuen Freunden. Der rechtsext-
reme Verschwörungstheoretiker Alex Jones lobt 
ihn für seinen «Mut», ähnlich klingt es bei Fox 
News und «Breitbart», und auf dem Portal 
«Axios» schwärmt ein Vertrauter Trumps: Es 
müssten schon grossartige Zeiten sein, wenn ein 
republikanischer Präsident von einem schwarzen 
Rapper gelobt werde.

Ganz neu ist Wests Sicht auf Trump allerdings 
nicht. Schon kurz nach dessen Wahl zum 
Präsidenten trafen sich die beiden in Trumps 
vergoldetem Hochhaus in New York. Es ist auch 
nicht so, dass West der einzige Rapper wäre, der 
sich je positiv über Trump geäussert hätte. Im 
Gegenteil: Viele Hip-Hop-Künstler, die jetzt über 
ihn fluchen, feierten ihn früher als Symbol für 
obszönen Reichtum. Doch das war, bevor Trump 
über Barack Obamas Geburtsurkunde fabulierte. 
Bevor er als Präsidentschaftskandidat über 
Schwarze und Mexikaner herzog. Und bevor er 
damit auch noch gewählt wurde. Heute erklärt 
ihm nur noch einer die Liebe: Kanye West.

Vielleicht wollte der Rapper mit dieser 
Provokation einfach seine beiden kommenden 
Alben bewerben. Vielleicht sind sich West und 
Trump aber auch tatsächlich in Sympathie 
verbunden. Als Ehemann des Reality-TV-Stars 
Kim Kardashian ist West Teil eines Familienclans, 
der sich wie die Trumps zu einer millionenschwe-
ren Marke entwickelt hat. Und so wie Trump hat 
auch West bisher noch jeden Skandal überstan-
den. Und jedes «Fuck you» seiner Kritiker.

Kanye West Der Hip-Hop-Star 
erklärt Donald Trump seine 
Liebe. Von Alan Cassidy

Brüder mit 
Drachenenergie

«Ein grosses Unternehmen mit vielen Ressourcen 
wie unseres kann neue Regulierungen leicht 
verkraften, doch diese belasten Start-up-Firmen», 
sagte Facebook-Chef Mark Zuckerberg bei seiner 
Anhörung vor dem US-Kongress über die kom-
merzielle und teils missbräuchliche Nutzung von 
Personendaten. Zwei Wochen später ist klar: Der 
Konzern hat den Sturm nicht nur überstanden, 
sondern geht mit mehr Nutzern und höheren 
Werbeeinnahmen daraus hervor. Ein Heer von 
 Lobbyisten und Anwälten ist zudem im Einsatz, 
um die verschärften Datenschutzbestimmungen 
der EU zum Vorteil des eigenen Geschäftsmodells 
zurechtzubiegen.

Facebook wartete mit Rekordzahlen auf und 
machte jede Mutmassung über einen Rückschlag 
im hochprofitablen digitalen Werbegeschäft 
zunichte. Der Umsatz stieg im letzten Quartal 
um 49 Prozent auf 12 Milliarden Dollar, und  
die Bruttogewinnmarge kletterte um satte  
63 Prozent. Jeden Tag loggen sich nun weltweit 
1,45 Milliarden Nutzer auf der Website ein.  
Insgesamt stieg die Zahl der User innert eines 
Jahres um weitere 13 Prozent auf 2,2 Milliarden 
an. Es gibt kein anderes Unternehmen, das je 
so viele Kunden auf sämtlichen Kontinenten 
gewonnen und sie zugleich zur scheinbar 
unerschöpflichen Geldquelle gemacht hat.  
Im Schnitt verdient Facebook an jedem Nutzer  
20 Dollar pro Jahr, viermal mehr als im Jahr 2012. 
In Nordamerika sind es sogar 84 Dollar pro Jahr.

Zusammenspiel mit Google
Noch sind die Folgen des Skandals um russische 
Wahlkampfhacker und den Missbrauch der  
Personendaten von mehr als 120 Millionen Nut-
zern nicht ganz ausgestanden. Erst das laufende 
Quartal dürfte Klarheit schaffen. Doch Facebook 
hat auch dafür vorgesorgt. Wenn die strikteren 
EU-Datenschutzbestimmungen ab dem 25. Mai 
wirksam werden, könnten die Nutzerzahlen in 
Europa vorübergehend stagnieren, räumt Face-
book ein. Doch mit einer Trendwende rechnen 
weder Zuckerberg noch die Werbewirtschaft.  
Das Geschäftsmodell sei deswegen nicht gefähr-
det, sondern dürfte den relativen Wert von  
Facebook im Werbemarkt noch erhöhen. Die 
Netzwerke der beiden Giganten Facebook und 
Google sind heute so dicht gewoben, dass sie von 
keiner Werbeagentur und keinem globalen Unter-

nehmen umgangen werden können. Sie kontrol-
lieren zusammen die Hälfte des gesamten digita-
len Werbemarkts der Welt und stellen für jeden 
neuen Konkurrenten ein kaum überwindbares 
Hindernis dar. Wie sicher sich Facebook glaubt, 
machte Finanzchef David Wehner deutlich. Die 
Aufgabe sei nicht, den Nutzern in Europa mehr 
Rechte zu geben, sondern sie «durch das Einwilli-
gungsprozedere zu schleusen».  

In vielen Ländern haben die Nutzer zudem 
keine echte Alternative mehr, da Facebook für 80 
bis 95 Prozent der Kontakte der sozialen Medien 
verantwortlich ist. Deshalb wirken auch die 
neuen Nutzerbestimmungen, die Facebook nun 
nach dem Hackerskandal Schritt für Schritt 
einführt, wie eine Branchenregulierung. Kleinere 
Werbefirmen und Start-ups müssen sich ihr 
unterziehen, ob sie wollen oder nicht.

Wie wenig staatliche Vorschriften dem Duopol 
Facebook-Google anhaben, zeigen die EU-Richt-
linien zum Gebrauch von Cookies aus dem Jahr 

2011 und dem «Recht auf Vergessenwerden»  
von 2014. In beiden Fällen nahmen die Nutzer die 
Warnhinweise kaum zur Kenntnis; und die 
Werbewirtschaft zog noch mehr Mittel aus den 
traditionellen Medien ab. Diese Erfahrung war 
auch dafür verantwortlich, dass Facebook und 
Google nach dem Entscheid des EU-Parlaments 
ihre Verhinderungstaktik aufgaben und sich 
darauf konzentrierten, die EU-Vorschriften nach 
ihren Bedürfnissen zu formen. 

Lobbyarbeit in Irland
Die Lobbyisten und Anwälte der US-Internet-
giganten trafen sich regelmässig mit den EU- 
Regulatoren und wandten sich im Besonderen  
der Datenschutzchefin Helen Dixon in Irland zu, 
wo Facebook und Google ihre Europa-Sitze 
 haben. Den beiden Firmen wurden gemäss dem 
«Wall Street Journal» offenbar die gewünschten 
Anpassungen bei den neuen Zustimmungsrechten 
der Nutzer gewährt.

Facebook Regulierungen durch Behörden können dem sozialen Netzwerk nichts anhaben. 
Nutzerzahlen und Gewinn steigen weiter. Von Walter Niederberger, San Francisco

EU-Datenschutz nützt Zuckerberg

Die Reue, die Mark Zuckerberg bei Anhörungen vor dem Kongress zeigt, scheint verschwunden. Foto: AFP

Für Rudolf Strahm ist die Observation von Versi-
cherten zur Verhinderung von Betrügereien und 
zum Schutze der Steuerzahler notwendig. Das 
Gesetz sei massvoll, in der Praxis spiele es nur bei 
der IV und der Unfallversicherung eine Rolle. Wer 
die Observation und Missbrauchsbekämpfung 
behindere, unterhöhle den Sozialstaat, schliesst 
Strahm seine Überlegungen (am Dienstag in 
dieser Zeitung). Dieser Vorwurf kann nicht  
unwidersprochen bleiben.

Sozialversicherungsbetrug ist ein Delikt. Wer 
Sozialversicherungsleistungen in betrügerischer 
Weise bezieht oder bezogen hat, wird strafrecht-
lich sanktioniert und zur Rückzahlung der 
unrechtmässig bezogenen Leistungen verpflich-
tet. Das ist richtig so. Es ist aber grundsätzlich 
fraglich, ob Sozialversicherungen die Kompetenz 
haben sollen, Überwachungen durchzuführen 
oder ob dies nicht vielmehr Sache der Polizei und 
Justiz sein soll. Die Strafermittlungsbehörden 
haben die entsprechenden Kompetenzen zur 
Aufdeckung betrügerischen Verhaltens und sind 
in einen klaren rechtsstaatlichen Rahmen 
eingebunden. Beides ist bei den Sozialversiche-
rungsbehörden nicht der Fall. Das vom Parla-
ment beschlossene Überwachungsgesetz genügt 
rechtsstaatlichen Anforderungen nicht. 

In einem liberalen Rechtsstaat hat das 
Parlament die Aufgabe, die Überwachungsmacht 
der Behörden zu beschränken. Leider hat es 
genau das Gegenteil gemacht. Es hat ein Gesetz 
geschaffen, das sämtlichen Sozialversicherungs-
trägern zum Teil weitergehende Überwachungs-
kompetenzen verleiht, als sie den Behörden im 
Strafverfahren oder im Nachrichtendienst 
zustehen.

Das sind Fakten und keine journalistischen 
Übertreibungen, wie dies Rudolf Strahm 
suggeriert. Es fehlt auch eine Bestimmung, die 
der Verwertung von illegalem Überwachungsma-
terial einen Riegel schiebt. Denn das Bundesge-
richt hat entschieden, die Ergebnisse einer 
unzulässigen Überwachung dürften verwertet 
werden. Das Interesse am Aufdecken eines 
Versicherungsmissbrauchs gehe vor. Das 
Bundesgericht hat hier jedes Augenmass verloren. 
Umso wichtiger wäre, dass das Parlament seine 
Rolle als Hüter der Grundrechte wahrnimmt.

Die Anforderungen an den Bezug von 
Sozialversicherungsleistungen wurden in den 
letzten Jahren laufend erhöht und die Sanktionen 
wegen Pflichtverletzungen verschärft. Immer 
mehr kommt es auf das richtige Verhalten von 
Versicherten an. Das schafft ein grosses Potenzial 
für Überwachungen. Zwar arbeiten in den 

Sozialversicherungsbehörden viele pragmatisch 
denkende und handelnde Personen, die nicht 
leichtfertig Überwachungen anordnen werden. 
Das neue Gesetz gibt aber den «Hardlinern» 
Aufwind. Sie können jetzt gegenüber Versicher-
ten einen (noch) strengeren Kurs fahren. Wer zur 
Besonnenheit mahnt, an Grundrechte erinnert 
und sich für die Versicherten einsetzen will, hat 
künftig einen schwer(er)en Stand.

Unter Generalverdacht gestellt
Das Überwachungsgesetz stellt sämtliche Bezü-
ger(innen) von Leistungen unter Generalverdacht 
und fördert eine gegenseitige Misstrauenskultur. 
Das ist fatal. Sozialversicherungen dienen der 
Absicherung wirtschaftlicher Folgen elementarer 
Lebensrisiken. Die Versicherten leisten auf der 
Grundlage ihres Erwerbseinkommens erhebliche 
Beiträge an die Finanzierung dieser Sozialwerke. 
Wie soll die versicherte Person bei Eintritt eines 
versicherten Risikos den Sozialversicherungs-
behörden vertrauen können, wenn diese relativ 
einfach eine Überwachung anordnen können?  
So wird der Sozialstaat unterhöhlt.

Nur nebenbei bemerkt: Zahlreiche Personen 
und Institutionen beziehen Leistungen vom Staat, 
man denke an die Unterstützung der Landwirt-
schaft oder Fördermittel für bestimmte Regionen 
oder Wirtschaftszweige. Auch hier könnte der 
Gesetzgeber auf den Geschmack kommen, zur 
Prüfung der Rechtmässigkeit des Leistungsbezugs 
Überwachungen vorzusehen. Dazu wird es indes 
nicht kommen, denn die Nutzniesser solcher 
Transferleistungen haben eine schlagkräftigere 
Lobby im Parlament als die Bezüger(innen) von 
Sozialversicherungsleistungen.

Gastbeitrag Gegen Betrüger bei der Sozialversicherung sollte die Polizei ermitteln,  
nicht eine Versicherung. Eine Replik auf Rudolf Strahm. Von Kurt Pärli

Dieses Gesetz unterhöhlt den Sozialstaat
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«Das Gesetz fördert 
eine gegenseitige 
Misstrauenskultur.»


